
 

Diskussion mit:   Britta Brandau, ver.di, Vorbereitungsausschuss London-Konferenz; 
Michael Altmann, ver.di, Gewerkschafter sagen Nein zum Krieg, Nein zum sozialen Krieg!, 
Herbert Storn, GEW AK Krieg und Frieden, Nadja Rakowitz, Vereinigung demokratischer Ärz-
tinnen und Ärzte (VDÄÄ) zur Militarisierung Gesundheitswesen, Vertreter/in des SDS zur Zi-
vilklausel und Militarisierung Hochschule, Lydia Krüger, Ko-Bundessprecherin der AGBSW 
(„Arbeit und Gewerkschaft beim BSW“), Palästinensische Gemeinde Hessen, Initiative 
freie gewerkschaftliche Betätigung im Iran, Grußadresse der Friedens- und Zukunfts-
werkstatt, (Aufruf zur Demonstration am 30.5. um 12:30 Uhr in Wiesbaden am Haupt-
bahnhof „Keine Mittelstreckenwaffen! Nirgends!) u.a.  

Aus dem Aufruf für die Londoner Konferenz am 20. Juni: 
„Die Gefahr droht unmittelbar. Wir kennen die Fratze des Krieges nach dem Völkermord in Palästina, den Millionen 
live mitverfolgt haben. Dieser Völkermord dauert auf Grund der Komplizenschaft westlicher Regierungen an, die sich 
weigern, Maßnahmen zu ergreifen, um ihn zu stoppen. Dieselben Regierungen haben sich aktiv gegen den Frieden in 
der Ukraine ausgesprochen, einem Krieg, der 1,5 Millionen Tote und Verwundete unter Ukrainern und Russen gefordert 
hat. Sie erhöhen ständig die Militärausgaben der NATO und beginnen, die Jüngsten zu rekrutieren, um sie in die 
Katastrophe zu stürzen. 
Das Gerede vom Krieg hat sich in ganz Europa zu aktiven Kriegsvorbereitungen entwickelt. Die arbeitende Bevöl-
kerung sieht, wie das Geld, das für die Wiederherstellung ihres kaputten Gesundheitssystems, ihrer Verkehrsinfrastruk-
tur, ihres Bildungswesens und ihres Wohnungsbaus ausgegeben werden sollte, in den Taschen ohne Boden der Rüs-
tungskonzerne verschwindet, deren Gewinne schneller denn je steigen. 
(…) Das falsche Versprechen von Arbeitsplätzen in der Rüstungsindustrie ist eine Falle für die Arbeiterklasse. Diese 
Waffen schaffen die unproduktivsten Arbeitsplätze, aber die effektivsten, wenn es darum geht, Leben zu vernichten. 
Sie werden die Körper der jungen Menschen auf Schlachtfeldern zerfetzen, deren Schrecken alles bisher Dagewesene 
übertreffen werden. (…) 
Die Gefahr droht unmittelbar und wir müssen Alarm schlagen. Es ist die Pflicht jeden Bürgers, besonders der Arbei-
terbewegung, den Frieden, die Meinungs- und Demonstrationsfreiheit sowie die für die Gesellschaft und für den Plane-
ten nützlichen Arbeitsplätze zu verteidigen. Es ist unsere Aufgabe, den neuen Kriegsherren zu sagen: Wir werden für die 
Aufrüstung, die unsere Welt gefährdet, weder bezahlen noch diese akzeptieren. Wir sagen: Nehmt die Waffen runter, 
erhöht die Löhne, Wohlstand, kein Krieg! Arbeitsplätze, keine Kriegsdienstpflicht! 
(…) US-Präsident Donald Trump, der diese neue Eskalation des Kriegs herbeigeführt hat, verfügt über internationale 
Netzwerke von rechtsextremen Kriegstreibern und Chauvinisten. Er wird von den Regierungschefs in Europa und weit 
über Europa hinaus dafür umschmeichelt. Wir müssen unser eigenes internationales Netzwerk aufbauen, das sich für 
den Frieden einsetzt, sich gegen das wiederbelebte imperialistische Projekt der USA stellt und für den Lebensunter-
halt, ja sogar für das Leben der arbeitenden Bevölkerung kämpft. 
Wir wollen Frieden. Wir sagen Nein zu Aufrüstung, Nein zur Kriegsdienstpflicht und Ja zu gut finanzierten Ge-
sundheits-, Bildungs- und öffentlichen Dienstleistungen, menschenwürdigen Arbeitsplätzen und höheren Löh-
nen. Kommen Sie am 20. Juni 2026 um 12 Uhr mittags zur Westminster Central Hall in London.“  
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Klaus Zwickel war Vorsitzender der IG Metall von 1993 bis 2003 und   
ehem. Vorsitzender der Europäischen Automobilarbeitervereinigung 

»Nie wieder Krieg – Nie wieder Faschismus, 
das war der Auftrag der Kolleginnen und Kollegen am Ende des 2. Weltkriegs, die im Konzentrationsla-
ger Buchenwald von den Nazis gequält wurden – diese Barbarei sollte nicht noch einmal passieren. Und 
heute? 
Chaos und Barbarei gehören zum Alltag der Menschen in der Ukraine, in Gaza und jetzt im Iran und 
Libanon. Dazu kann es kein Schweigen geben, denn das bedeutet, dass das Töten, die Kriegsführung 
akzeptiert wird. Der deutsche Bundeskanzler Merz macht sich mitschuldig an der Barbarei – er liefert 
die Waffen an den israelischen Premierminister Netanjahu, er lässt die US-Bomber von dem größten US-
Stützpunkt in Europa, von Ramstein, abheben. 
Nein – das ist völlig inakzeptabel – es steht im Widerspruch zum Grundgesetz, das uns Deutsche daran 
erinnert, „dass Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, … verfassungswidrig sind. (Artikel 26)“. 
Als Gewerkschafter, als Metaller, als ehemaliger Vorsitzender der europäischen Automobilarbeiter un-
terstütze ich daher die Konferenz in London, die hervorgegangen ist aus der Anti-Kriegskonferenz in Paris. Die englischen Gewerk-
schaften rufen uns – Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter – auf, nach London zu kommen, denn  
„angesichts der sich verschlechternden internationalen Lage und des Aufstiegs der extremen Rechten in Europa ist es notwendig, die 
internationalen Beziehungen zwischen Gewerkschaftern, Friedensbewegungen und progressiven Kräften zu erweitern und zu vertie-
fen“. Und sie stellen fest, „die Völker Europas fordern Frieden“ und „Löhne statt Waffen“, „Soziale Sicherheit statt Krieg“, wie es im 
Aufruf zur Londoner Konferenz heißt. 
Notwendig und von größter Dringlichkeit ist, dass sich die Gewerkschaften in jedem Land und europäisch, ja international vereinen, 
gegen Aufrüstung, Militarisierung und Kriegsvorbereitung. Daher rufe ich meine Kolleginnen und Kollegen auf, unterstützt die Londo-
ner Konferenz gegen den Krieg, diskutiert darüber, fahrt mit nach London.“ Vollständiger Beitrag und weitere Stellungnahmen hier:  
���� https://gegendenkrieg-gegendensozialenkrieg.info/2026/04/15/wir-unterstutzen-das-internationale-meeting-in-london/ 
 

 

Anmeldung und Kontakt: michael.altmann@gmx.net, britta.brandau@gmx.de 

Hessische „Gewerk-
schafter sagen Nein 
zum Krieg! Nein zum 
sozialen Krieg!“  
unterstützen die Inter-
nationale Konferenz in 
London „gegen Krieg“: 
„Nein zur US-Raketen-
stationierung!“, Nein 
zum Krieg! 
Der Jugend eine Zu-
kunft statt Kanonen-
futter! Bildung statt 
Bomben! Arbeits-
plätze statt Kriegsein-
sätze! Die Rüstungs-
Mrd. für Schulen, 
Kitas, Unis, Kranken-
häuser, öffentliche 
Daseinsvorsorge statt 
Merzsche-Anti-„Re-
formen“ zu Rente, 
Achtstundentag…! 

Die Veranstaltung 
wird unterstützt von 
iranischen Kollegen 
der „Initiative 
(Rhein-Main) für 
freie gewerkschaftli-
che Betätigung und 
Organisation i. Iran“ 
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